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Drucksache VI/2054 


Sachgebiet 9 


Vorblatt 


Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
— Abschnitte IX und X über Verkehrsinfrastruktur und 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden und 
der Verdichtungsräume — 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Mit dem in den nächsten Jahren zu erwartenden höheren Ver- 
kehrsaufkommen werden sich die Verkehrsprobleme in den 
Ballungsgebieten sowie im Bundesfernstraßennetz verschärfen. 
Die von dem Kraftfahrzeugverkehr ausgehenden Abgase wer- 
den zunehmend eine Gefahr für die Bevölkerung bilden. 


B. Lösung 

Der Ausschuß hält eine Umstrukturierung der steuerlichen Be- 
lastungen für den Kraftfahrzeugbesitzer und eine Intensivierung 
der Arbeiten an der Bundesverkehrswegeplanung für erforder- 
lich. Ferner sollte geprüft werden, ob und inwieweit eine Er- 
höhung der Mittel für den Straßenbau und für eine Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Ballungsgebieten mög- 
lich ist. 


C. Alternativen 

entfallen. 


D. Kosten 

Der notwendige Finanzbedarf ist im einzelnen zur Zeit nicht 
feststellbar. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmelde wesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung vorgelegten Verkehrsbericht 
1970, Abschnitt IX betr. Verkehrsinfrastruktur und Abschnitt X 
betr. Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden und 
der Verdichtungsräume 

— aus Drucksache VI/1350 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ollesch 


Der Verkehrsbericht der Bundesregierung in 
Drucksache VI/1350 wurde in der 81. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen federführend und dem Haushaltsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Verkehrsausschuß hat in seinen Sitzungen am 
17. Dezember 1970 und am 1. April 1971 zunächst 
die Abschnitte IX betr. Verkehrsinfrastruktur und X 
betr. Verkehrsverhältnisse der Gemeinden und der 
Verdichtungsräume behandelt. Zu beiden Sachberei- 
chen sind im Ausschuß Gesetzentwürfe beraten und 
verabschiedet worden, die erste Schritte für eine 
Verbesserung der bestehenden Verhältnisse sein 
sollen: Es handelt sich um den Gesetzentwurf über 
den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 
1971 bis 1985 — Drucksache VI/ 11 80 — und den Ge- 
setzentwurf über Finanzhilfen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden — Druck- 
sache VI/1117 — . Neben der Schaffung dieser plane- 
rischen und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen 
für die Bewältigung der bestehenden Verkehrs- 
probleme sollte jedoch nach Auffassung des Aus- 
schusses auch geprüft werden, ob und inwieweit die 
bisher für diese Zwecke im Bundeshaushalt bereit- 
gestellten Mittel erhöht werden können. > 


Es war ferner einmütige Auffassung des Aus- 
schusses, daß die Arbeiten des Bundesverkehrs- 
ministeriums zur Aufstellung eines Bundesverkehrs- 
wegeprogramms, in dem den Zusammenhängen zwi- 
schen den verschiedenen Verkehrsmitteln und der 
Verflechtung des Verkehrs mit anderen Bereichen 
Rechnung getragen wird, in verstärktem Maße vor- 
angetrieben werden sollten, um Fehlinvestitionen in 
den kommenden Jahren unter allen Umständen zu 
vermeiden und um den optimalen Einsatz der 
äußerst knappen Finanzmasse zu ermöglichen. 

Der Ausschuß hält es außerdem für erforderlich, 
daß die Bundesregierung noch im Laufe des Jahres 
1971 dem Deutschen Bundestag eine Vorlage dar- 
über zuleitet, ob und wie eine Umstrukturierung der 
steuerlichen Belastung für Kraftfahrzeuge möglich 
ist. Dabei sind insbesondere auch Gesichtspunkte des 
Umweltschutzes, der Sicherheit im Kraftfahrzeugbau 
und im Straßenverkehr sowie Zusammenhänge mit 
der EWG zu berücksichtigen. 

Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen schließ- 
lich noch ein Randproblem aufgegriffen, das in jüng- 
ster Zeit Gegenstand von Presseerörterungen und 
Meinungsverschiedenheiten gewesen ist. Es ist die 
Auffassung vertreten worden, daß durch das Fahren 
mit Spikes der Straßenbelag in unverhältnismäßig 
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starkem Ausmaß abgenutzt und beschädigt wird, 
ohne daß sich dadurch die Verkehrssicherheit 
wesentlich erhöht. Der Ausschuß hält es für erforder- 
lich, daß diese Frage untersucht und der Deutsche 
Bundestag über das Ergebnis durch einen Bericht der 
Bundesregierung unterrichtet wird. 

Der Haushaltsausschuß hat der unter B vorge- 
schlagenen Entschließung im Wege der Mitberatung 
zugestimmt. Die Fassung der Ziffer 2 b geht auf 
einen Vorschlag des Haushaltsausschusses zurück. 


Bonn, den 1. April 1971 


Ollesch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Abschnitte IX und X des Verkehrsberichts 
1970 — Drucksache VI/ 1350 — betr. Verkehrs- 
infrastruktur und Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden und der Verdichtungsräume zur Kennt- 
nis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

a) die Arbeiten an einer Bundesverkehrswege- 
planung in verstärktem Umfange fortzusetzen, 


b) im Laufe des Jahres 1971 dem Deutschen Bun- 
destag Vorschläge darüber zuzuleiten, ob und 
wie eine Umstrukturierung der steuerlichen 
Belastung für Kraftfahrzeuge möglich ist, 

c) dem Deutschen Bundestag einen Bericht über 
die Auswirkungen von Spikes auf den Stra- 
ßenbelag vorzulegen, wobei — gegebenenfalls 
auch regional — die notwendigen Folgerun- 
gen zu ziehen sind. 


Bonn, den 1. April 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Ollesch 

Berichterstatter 



